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Geschäftszahl 

Ra 2023/04/0259 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2018/03/0005 E 25. April 2018 RS 6 

Stammrechtssatz 

Sind (lediglich) ergänzende Ermittlungen vorzunehmen, liegt die (ergänzende) Feststellung des 
maßgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht im Interesse der Raschheit iSd § 28 Abs. 2 Z 2 
erster Fall VwGVG 2014, zumal diesbezüglich nicht lediglich auf die voraussichtliche Dauer des 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens alleine, sondern auf die Dauer des bis zur meritorischen 
Entscheidung insgesamt erforderlichen Verfahrens abzustellen ist. Ausgehend davon kommt es daher 
nicht darauf an, ob die Ergänzung des von der Verwaltungsbehörde geführten Verfahrens für sich 
genommen jeweils vor dem Verwaltungsgericht bzw. vor der Verwaltungsbehörde mit höheren Kosten 
oder einer längeren Verfahrensdauer verbunden wäre. Nur mit dieser Sichtweise kann ein dem Ausbau 
des Rechtsschutzes im Sinne einer Verfahrensbeschleunigung Rechnung tragendes Ergebnis erzielt 
werden, führt doch die mit der verwaltungsgerichtlichen Kassation einer verwaltungsbehördlichen 
Entscheidung verbundene Eröffnung eines neuerlichen Rechtszugs gegen die abermalige 
verwaltungsbehördliche Entscheidung an ein Verwaltungsgericht insgesamt zu einer 
Verfahrensverlängerung. 
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